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Standbetreiber des Heilbronner
Weihnachtsmarktes reagieren auf
die „Lumumba“-Debatte. Seite 27

Glühwein-Test auf dem Heilbronner
Weihnachtsmarkt: Eine Jury
ermittelt die drei besten. Seite 28

Ein 100-Jähriger erinnert sich an
die Zerstörung Heilbronns heute
vor genau 80 Jahren. Seite 30

Im
Blick-
punkt

Wirtschaft

Jahresendrally an der Börse läuft:
Dax schließt erstmals über 20 000

Punkte. Seite 9

Sport

 Topathleten sind wegen einer neu-
en Startgruppen-Regelung sauer auf
den Biathlon-Weltverband. Seite 18

Kultur

Schauspieler, Fotograf und DJ Lars
Eidinger spricht im Carmen-Würth-

Forum über seine Kunst. Seite 20

Sperrbereich für Münzen
IGERSHEIM Um ihre Schulden zu be-
gleichen, legte eine 58-Jährige meh-
rere hundert Geldmünzen auf einen
öffentlichen Gehweg. Vermutlich
um das Geld und vorbeilaufende
Passanten zu schützen, sperrte sie
den Bereich dann auch noch ab. Da
die Frau dafür aber keine Sonderge-
nehmigung vorweisen konnte,
könnte es im Nachgang eine Anzei-
ge geben. red

Kurios

Fernsehprogramm ............. Seite 24
Rätsel/Sudoku ................... Seite 22

Kultur ......................... Seiten 20, 21
Wetter & Termine ............... Seite 16

Schnell gefunden Ihr Abo-Service
www.stimme.de/service

07131 615-615

Wetter in der Region
Donnerstag
-2 – 4 ºC

Mittwoch
1 – 6 ºC

Sogar der T-Rex trägt einen:
Die Briten lieben
Weihnachtspullis. Seite 8

Von Uwe Ralf Heer

Meinung

Einschnitte
Es ist richtig, dass in den allgemei-
nen Spardebatten alle staatlichen
Subventionen auf den Prüfstand
kommen. Die repräsentative Umfra-
ge unter der baden-württembergi-
schen Bevölkerung macht zwar den
Stellenwert und die Bedeutung kul-
tureller Einrichtungen deutlich,
doch horrende Ausgaben für Sanie-
rungen oder Neubauten lehnen die
Menschen aus nachvollziehbaren
Gründen ab. Es ist ein deutliches
Signal, dass zwei Drittel der Befrag-
ten bei den Zuschüssen für Museen
und Theater Sparpotenzial erken-
nen. Darüber muss sich niemand
wundern. Wenn Schwimmbäder aus
Kostengründen geschlossen wer-
den, muss auch die Kultur mit Ein-
schnitten rechnen: Den Menschen
liegen eine Verbesserung der Ver-
kehrs-Infrastruktur, die Gesund-
heitsversorgung oder die Ausstat-
tung von Schulen und Bädern eben
mehr am Herzen.

Die Kultur-Verantwortlichen soll-
ten diese Bewertung nicht mit ei-
nem Schulterzucken abtun. Es muss
sie eher alarmieren, wenn nur 30
Prozent ein gutes kulturelles Ange-
bot im eigenen Ort für besonders
wichtig erachten. In Zeiten, in denen
harte Einschnitte für die Bevölke-
rung drohen, muss alles auf den
Prüfstand. Solche Zeiten können
aber auch positive Aspekte bieten:
Was brauchen wir wirklich? Und
kann es nicht auch im Kulturbetrieb
mehr Synergieeffekte geben?

@ Ihre Meinung?
uwe.heer@stimme-mediengruppe.de

Kultur-Ausgaben kritisch zu hinter-
fragen, ist ein Gebot der aktuellen
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Sparen oder investieren?

Hier sollte Baden-Württemberg...

Große Bauprojekte

Kultureinrichtungen 
wie Theater, Museen

Sportförderung

Maßnahmen zum Umwelt- 
und Klimaschutz

Forschungsförderung

Öffentliche Einrichtungen wie
Schwimmbäder, Büchereien

Ausbau von Straßen oder 
Bahnstrecken

Ausstattung der Polizei

Ausstattung von Schulen

Gesundheitseinrichtungen
wie Krankenhäuser
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... eher sparen ... eher mehr Geld ausgeben
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Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre 
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BaWü-
Check

Gesundheit und Polizei wichtiger als Kultur
SÜDWESTEN Die Menschen im Land meinen im jüngsten BaWü-Check, bei Theatern und Museen könnte der Staat sparen

Von unserer Redakteurin
Valerie Blass

W
ie viel öffentliche Gel-
der dürfen Kulturein-
richtungen verschlin-
gen? Darüber wurde

schon heftig beim Bau der Elbphil-
harmonie in Hamburg gestritten, ei-
nem Mammutprojekt für 866 Millio-
nen Euro, fertiggestellt 2017.

In Stuttgart stehen aktuell die
Neubaupläne für das Opernhaus in
der Kritik: Die Sanierung wird wohl
Jahre länger dauern als geplant, zu-
dem gehen Stadt und Projektgesell-

schaft von deut-
lich höheren Kos-
ten als die veran-
schlagte eine Mil-
liarde Euro aus,
wie kürzlich be-
kannt wurde. Der
genau Betrag: un-
bekannt.

Sind solche
Projekte sinnvoll

und angemessen? Welchen Stellen-
wert hat die Kulturförderung für die
Menschen im Land? Das fragt der
jüngste BaWü-Check des Instituts
für Demoskopie Allensbach im Auf-
trag der baden-württembergischen
Zeitungsverlage. Das Stimmungs-
bild ist deutlich: Zwar hat Kultur ei-
nen festen Platz im Leben vieler
Menschen. Die Mehrheit sieht es
auch als Aufgabe des Staates, die
Kultur zu fördern. Stellt man das je-
doch in Konkurrenz zu anderen Auf-
gaben, gehört die Kulturförderung
zu den Bereichen, in denen eine
Mehrheit die größten Sparpotenzia-
le sieht.

Reform geplant Knapp zwei Drittel
der Bevölkerung findet laut den For-
schern, Baden-Württemberg sollte
bei Kultureinrichtungen wie Thea-
tern oder Museen lieber sparen. Le-
diglich bei großen Bauprojekten
sollte laut der Befragung noch mehr
eingespart werden.

93 Prozent sind dem gegenüber
der Meinung, dass der Staat einen
höheren Anteil für Gesundheitsein-
richtungen wie Krankenhäuser auf-
bringen sollte. Im Zuge der Klinikre-

form wird jedoch eher das Gegenteil
passieren. Langfristig sollen mit der
Reform effizientere Strukturen ge-
schaffen werden – und Geld einge-
spart. Das deutsche Gesundheits-
system ist zwar im internationalen
Vergleich teuer, bei der Qualität
liegt es aber nur im Mittelfeld. Bei-
des soll sich ändern: Komplexe Leis-
tungen werden dafür auf große Zen-
tren konzentriert, in der Fläche wird
sich das Angebot künftig auf eine
Basis- und Notfallversorgung be-
schränken. Viele kleinere Kranken-
häuser werden schließen müssen,
fürchten Kritiker.

Wie für die Gesundheit, so
wünscht sich eine Mehrheit der
Bürger auch höhere staatliche Aus-
gaben für die Polizei, den Ausbau
der Verkehrsinfrastruktur, sowie für
öffentliche Einrichtungen wie
Schwimmbäder oder Büchereien.

Stadt-Land-Gefälle Auch wenn die
Mehrheit der Bevölkerung der Kul-
turförderung nicht die höchste Prio-
rität einräumt, ist dennoch jeder
Zweite überzeugt, dass die Förde-
rung und Unterstützung von Kultur-
einrichtungen Aufgabe des Staates
sein sollte. Nur jeder Vierte sieht sie
explizit nicht als Staatsaufgabe. Vor
allem Jüngere und Kulturinteres-
sierte sehen den Staat in der Verant-
wortung. Knapp jeder Dritte ist der
Auffassung, dass Baden-Württem-
berg seiner Aufgabe nachkommt
und ausreichend Geld für Kunst und
Kultur ausgibt. Etwa 25 Prozent fin-
den, dass das Land dafür mehr Geld
ausgeben sollte.

Das kulturelle Angebot wird in
Stadt und Land unterschiedlich be-
wertet: In Dörfern mit weniger als
5000 Einwohnern bewerten nur 46
Prozent das Angebot positiv, 40 Pro-
zent ziehen eine überwiegend nega-
tive Bilanz. In kleineren und mittle-
ren Städten mit bis zu 20 000 Ein-
wohnern fällt das Urteil etwas bes-
ser aus: Hier bewerten 54 Prozent
das Angebot positiv, in Städten mit
bis zu 100 000 Einwohnern sind es
62 Prozent. Am zufriedensten sind
die Bewohner der Großstädte mit ei-
nem Wert von 76 Prozent. Seite 6
Meinung „Einschnitte“

Nato diskutiert Szenarien
Baerbock schließt Bundeswehreinsatz nicht aus

BRÜSSEL Im Fall eines Waffenstill-
standes zwischen der Ukraine und
Russland könnten nach den Worten
von Bundesaußenministerin Anna-
lena Baerbock auch deutsche Solda-
ten zur Friedenssicherung einge-
setzt werden. Neben Sicherheitsga-
rantien wie einer Nato-Mitglied-
schaft stehe auch eine internationa-
le Präsenz zur Absicherung eines
Waffenstillstandes im Raum, sagte
die Grünen-Politikerin beim Nato-
Außenministertreffen in Brüssel.

In der Nato werden wenige Wo-
chen vor dem Amtsantritt von US-
Präsident Donald Trump Vorberei-
tungen für einen möglichen Kurs-
wechsel in der amerikanischen

Ukraine-Politik getroffen. Es gehe
darum sicherzustellen, dass die
Ukraine mögliche Friedensgesprä-
che mit Russland aus einer Position
der Stärke führen könne, erklärte
Generalsekretär Mark Rutte bei ei-
nem zweitägigen Nato-Außenminis-
tertreffen in Brüssel. Dazu brauche
es vor allem mehr Militärhilfe.

Die Ukraine bittet bei den Nato-
Außenministern um 19 weitere
Flugabwehrsysteme gegen russi-
sche Luftangriffe. Das Energiesys-
tem müsse im beginnenden Winter
besser vor Treffern geschützt wer-
den, sagte der ukrainische Außen-
minister Andrij Sybiha als Gast bei
dem Treffen in Brüssel. dpa Seite 2

Schutzstatus für
Wölfe geringer

BERLIN Der Europarat hat den Weg
für ein schärferes Vorgehen gegen
Wölfe geebnet. Bundesumweltmi-
nisterin Steffi Lemke (Grüne) warnt
nach der Entscheidung in Straßburg
vor voreiligen Schlussfolgerungen
zur Bejagung des Wolfes. „Der Wolf
ist damit mitnichten zum Abschuss
freigegeben.“

Erleichtert äußerte sich Bundes-
landwirtschaftsminister Cem Özde-
mir über den Beschluss: „Die Ent-
scheidung des Europarates, den
Schutzstatus des Wolfs anzupassen,
begrüße ich ausdrücklich. Weide-
tierhaltung und Wolfsschutz können
so besser in Einklang gebracht wer-
den“, sagte der Grünen-Politiker. Es
brauche klare Regeln. dpa Seite 7

24 Türchen
24 Überraschungen
Tolle Gewinnchancen beim 
meine.stimme-Adventskalender!

Scannen & 
gewinnen!
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